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Mit aller Energie versucht der Deutsche Städtetag, das Reich und die Länder zur Übernahme von Gemeindelasten heranzuziehen und die Erlaubnis zu Steuererhöhungen zu er​halten. Am 5. Juni 1930 schreibt das »Göttinger Tageblatt«:

Die Finanzlage der deutschen Gemeinden steht unter dem Zeichen des katastrophalen Anwachsens der Zahl der Wohl​fahrtserwerbslosen, die sich im letzten Vierteljahr allein in den Gemeinden von mehr als 25 000 Einwohnern von 270 000 auf 328 000 gesteigert hat. Fùr die Gesamtheit der Städte und Landgemeinden ergibt sich hieraus eine Mehrbelastung von 350 Millionen RM.

Und am folgenden Tage meldet dasselbe Blatt:

Der Präsident des Deutschen Städtetages, Dr. Mulert, hat sich [...] vor Vertretern der Presse im Zusammenhang mit dem ungünstigen Stand der Gemeindefinanzen für eine Er​höhung der Gemeindebiersteuer ausgesprochen, die bei der letzten Erhöhung der Reichsbiersteuer infolge einer neuen Be​rechnungsmethode ermäßigt worden sei. [...] So würde sich die Gemeindebiersteuer von 2,40 RM auf 6,50 RM pro Hek​toliter steigern lassen, ohne daß eine Verteuerung der Bier​preise einzutreten brauchte.

Auf der 11. Hauptversammlung des Preußischen Städte​tages Ende September 1930 in Dresden sagt der Düsseldorfer Oberbürgermeister Robert Lehr:

Das Ausmaß der Arbeit, die wir in den Nachkriegsjahren namentlich bei uns im Westen zur Vermeidung der Kriegs​folgen und der Besatzungsschäden aufgewandt haben, wird man verringern müssen. Viel Gutes hat man geschaffen, aber trotzdem muß jetzt äußerste Sparsamkeit schonungslos gefor​dert werden. Das haben die deutschen Kommunen mit einem starken Appell an die Selbstverwaltung im Herbst vorigen Jahres getan, und ich darf vom kommunalen Standpunkt aus mit Genugtuung feststellen, daß dieser Appell befolgt worden ist. Die starke Zurückhaltung vom kommunalen Anleihe​markt, die Beschränkung des Anleihebegehrens auf die aller​dringendsten und unaufschiebbaren Zwecke ist erfolgt. 200 Millionen kurzfristiger Schulden sind in neun Monaten kon​solidiert, obwohl in diesen neun Monaten der Spareinlagen​zuwachs stark zurückgegangen ist, obwohl trotzdem noch für den Realkredit bemerkenswerte Mittel bereitgestellt worden sind. Die Zurückhaltung vom Anleihemarkt ist nicht hoch ge​nug zu bewerten.

Nach einem Artikel der Zeitschrift »Wirtschaft und Stati​stik« vom Juli 1930 ergibt sich über die Verschuldung der deutschen Großstädte folgendes Bild:

Trotz aller Einsparungsmaßnahmen haben sich die Schul​den der deutschen Großstädte von Anfang April bis Ende Juni 1930 wieder beträchtlich stärker erhöht als im vorher​gegangenen Berichtsabschnitt. Im Vierteljahr Januar bis März ergab sich eine Reinzunahme von 153,5 Millionen RM. Die neuen Schulden wurden jedoch nunmehr überwiegend in lang​fristiger Form aufgenommen:
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Am 1. August 1931 veröffentlicht der »Völkische Beob​achter« einen Artikel mit der Überschrift »Der Zusammen​bruch der deutschen Gemeinden«:

Der Deutsche Städtetag beschäftigte sich mit den Notmaß​nahmen, die die deutschen Städte vor dem völligen Bankrott retten sollen.

Der Vorsitzende Dr. Mulert schilderte zunächst das An​steigen der Fürsorgelasten, die von 270 Millionen im Jahre 1929 auf 605 Millionen im Jahre 1930 und 1 040 Millio​nen im Jahre 1931 gestiegen waren. Einsparungsmaßnahmen, die der Städtetag ausgearbeitet hatte, brachten für das Jahr 1930 eine Erleichterung von 400 Millionen und für 1931 durch Haushaltskürzungen und Gehaltsverminderungen eine Erleichterung von 450 Millionen. Für das laufende Jahr 1931/32 drohe jedoch ein Fehlbetrag von 800 Millionen, der allein aus dem Mehraufwand für die gemeindliche Wohl​fahrtserwerbslosenfürsor​ge entstehe. Dieser Fehlbetrag müsse beseitigt werden, seine Überbrückung durch kurzfristige Kre​dite käme überhaupt nicht in Frage. Der Unterhalt der Be​dürftigen und Arbeitslosen wäre ernstlich gefährdet, wenn nicht zugunsten dieser Pflicht andere Leistungen zurückgestellt werden würden. Zu diesem Zweck müßten alle Gebiete des Kommunalwesens, auch das Schul‑ und Bildungswesen, be​troffen werden. In der Volksschule müsse eine weitere Er​höhung der Frequenz eintreten, gleichartige Anstalten müß​ten zusammengelegt werden, der wahlfreie Unterricht müßte fortfallen, die Altersgrenze für die Lehrer herabgesetzt wer​den [...]. Alle Zuschüsse für Theater und Orchester wären herabzumindern und vor allem auch die Bauwirtschaft einzu​schränken.
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